
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Salvioni, Sergio (fdp/plr, TI) SR/CE, Flückiger, Michel (fdp/plr, JU)

SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Caretti, Brigitte
Hirter, Hans
Holenstein, Katrin
Mach, André
Müller, Eva
Rinderknecht, Matthias
Strohmann, Dirk
Terribilini, Serge

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Caretti, Brigitte; Hirter, Hans; Holenstein, Katrin; Mach, André;
Müller, Eva; Rinderknecht, Matthias; Strohmann, Dirk; Terribilini, Serge 2024.
Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: , 1985 - 1994. Bern: Année Politique Suisse,
Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen
am 09.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Datenschutz und Statistik

1Innere Sicherheit

1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Personal

2Wahlen

2Kantonale Ersatzwahlen

2Eidgenössische Wahlen

2Ständeratsersatzwahlen

3Aussenpolitik
3Beziehungen zur EU

3Landesverteidigung
4Ausrüstung und Beschaffung

4Wirtschaft
4Geld, Währung und Kredit

4Wettbewerbsfähigkeit

4Öffentliche Finanzen
4Indirekte Steuern

4Infrastruktur und Lebensraum
5Energie

5Kernenergie

5Verkehr und Kommunikation

5Eisenbahn

6Raumplanung und Wohnungswesen

6Mietwesen

6Bodenrecht

6Umweltschutz

6Gewässerschutz

7Sozialpolitik
7Sozialversicherungen

7Krankenversicherung

7Bildung, Kultur und Medien
7Kultur, Sprache, Kirchen

7Sprachen

7Medien

7Presse

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EVED Eidgenössisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement
EG Europäische Gemeinschaft

DFJP Département fédéral de justice et police
DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de l'énergie
CE Communauté européenne

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Die Bestimmungen des neuen Datenschutzgesetzes werden sowohl für den Bund als
auch für Private gelten, hingegen aus Gründen der kantonalen Autonomie der
Verwaltungsorganisation nicht für die Kantone und Gemeinden. Eine Motion Salvioni
(fdp, TI) für die Schaffung einer Verfassungsgrundlage, welche es dem Bund erlauben
würde, allgemein gültige Datenschutzregeln aufzustellen, lehnte der Nationalrat auf
Antrag des Bundesrates ab. Der Vorsteher des EJPD gab dabei zu bedenken, dass vom
neuen Bundesgesetz eine Nachahmungs- und Harmonisierungswirkung auf die Kantone
erwartet werde und deshalb eine Verfassungs- und anschliessende Gesetzesrevision
nur zu Verzögerungen führen würde. Eine Kommissionsmotion für die Erarbeitung von
Datenschutzregeln für den Telekommunikationsbereich wurde hingegen überwiesen
(Mo. 91.032). 1

MOTION
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Bundesrat Koller setzte Ende Februar eine Expertenkommission für die Ausarbeitung
eines Waffengesetzes ein. Diese konnte noch im Berichtsjahr ihren Entwurf abliefern.
Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene Motion Salvioni
(fdp, TI) für die rasche Vorlage eines Gesetzes über den Waffenhandel ebenfalls. Der
Bundesrat verlängerte das Ende 1991 beschlossene absolute Waffenerwerbs- und
-tragverbot für Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien um weitere zwei Jahre bis
Ende 1996. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.12.1994
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Das stark angewachsene Budgetdefizit veranlasste den Bundesrat im November zu
Sofortmassnahmen in der Frage des Teuerungsausgleichs für das Bundespersonal. Er
beantragte einen dringlichen Bundesbeschluss, um bereits für das Budget 1994 ein
Abweichen vom vollen Ausgleich zu ermöglichen und den für 1994 auszubezahlenden
Teuerungsausgleich bei einer erwarteten Teuerung von 2,7% auf 1,7% festzusetzen.
Gegen den Widerstand der Sozialdemokraten Onken (TG) und Plattner (BS) sowie der
beiden Tessiner Vertreter Salvioni (fdp) und Morniroli (lega) fand dieser Antrag im
Ständerat Zustimmung. Auch im Nationalrat blieben die Sozialdemokraten mit ihrem
Nichteintretensantrag mit 106 zu 43 Stimmen in der Minderheit. Der Nationalrat wollte
vorerst noch weiter gehen, und den Bundesrat explizit dazu ermächtigen, auf hohen
Einkommensteilen keinen Teuerungsausgleich zu entrichten. Schliesslich fügte er sich
aber dem Ständerat, der damit argumentiert hatte, dass diese Option bereits mit der
durch ihn in den Beschluss eingeführten Bestimmung gewährleistet sei, dass soziale
Aspekte zu berücksichtigen seien. Gegen den Widerstand der Linken und der Lega
stimmten beide Räte der Dringlichkeitsklausel zu. Mit dem Verzicht auf den vollen
Ausgleich der Teuerung folgte der Bund dem Beispiel, das mehr als die Hälfte der
Kantone bereits 1992 gegeben hatten. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1993
HANS HIRTER

Die kleine Kammer behandelte eine Motion Salvioni (fdp, TI) für die
Verbindlicherklärung der Weisungen des Bundesrats für die sprachproportionale
Besetzung von Verwaltungsstellen. Da die Forderung in den Zuständigkeitsbereich des
Bundesrates eingreift, überwies sie der Ständerat in der Form einer Empfehlung. Drei
Monate später verabschiedete er dann auch noch eine analoge Motion Comby (fdp, VS),
welche der Nationalrat im Vorjahr angenommen hatte. 4

MOTION
DATUM: 21.09.1994
HANS HIRTER
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Wahlen

Kantonale Ersatzwahlen

Bei den Ersatzwahlen für die zurückgetretenen jurassischen Regierungsräte Mertenat
(sp) und Brahier (fdp) erreichte im ersten Wahlgang bei einer Beteiligung von nur 42,9%
(1990: 1. Wahlgang: 61,6%) keiner der Kandidaten das absolute Mehr. Die beiden
Kandidaten der SP und der FDP, Jacques Stadelmann und Ständerat Michel Flückiger,
landeten hinter Odile Montavon von der links-grünen Organisation "Combat socialiste"
und Pierre Kohler (Junge CVP). Im zweiten Wahlgang, bei welchem die Beteiligung
52,4% betrug, wurden überraschenderweise beide Aussenseiter gewählt. Der
29jährige, auf einer freien Liste kandidierende Kohler erreichte mit einem
Stimmenanteil von 45,5% das beste Resultat, während Odile Montavon, welche bei den
letzten Gesamterneuerungswahlen im zweiten Wahlgang unterlegen war, an zweiter
Stelle mit 37,9% der Stimmen gewählt wurde. Stadelmann und Flückiger erzielten nur
31,5% resp. 30,1%. Ohne eigene Kandidatur hat die CVP somit in der Regierung die
Mehrheit erlangt, und anstelle der SP vertritt Combat socialiste, welcher im Parlament
nur mit drei Sitzen repräsentiert ist, fortan die Anliegen der Linken. Mit Odile Montavon
wurde zum ersten Mal eine Frau in die jurassische Regierung gewählt. Wiederum muss
die ursprünglich antiseparatistische FDP, wie von Beginn der Kantonsgründung im Jahre
1978 bis 1986, auf eine Regierungsbeteiligung verzichten. 5

WAHLEN
DATUM: 27.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eidgenössische Wahlen

Das Resultat für die Wahlen von 37 der 46 Ständeratssitze war von der Niederlage der
SP und dem schlechten Abschneiden der Frauen gekennzeichnet. In den Kantonen
Freiburg und Tessin erreichte im ersten Wahlgang überhaupt kein Kandidat das
absolute Mehr. Nach Durchführung eines zweiten Wahlganges in sieben Kantonen (AG,
BE, BS, FR, TG, TI, VS) stand der Sieg der Freisinnigen fest: Die FDP erlangte neu 18
Mandate (+4) und erreichte damit wieder das Niveau von 1931; die CVP verlor drei (neu:
16) und der SP verblieben nur noch drei (-2) Sitze. Überraschend gewann die Lega dei
Ticinesi einen Sitz. Bei den übrigen im Ständerat vertretenen Parteien (SVP, LP, LdU)
ergaben sich keine Verschiebungen. Vierzehn Sitze der kleinen Kammer wurden
erneuert (37,8%), wovon neun auf Rücktritte, einer auf die nachträgliche Besetzung des
Sitzes des im Frühjahr verstorbenen Max Affolter (fdp, SO) und vier auf Abwahlen
entfielen. Unter den Neugewählten waren auch sechs ehemalige Nationalräte (Willy
Loretan (fdp, AG), Gilles Petitpierre (fdp, GE), Gilbert Coutau (lp, GE), Kurt Schäle (fdp,
SH), Sergio Salvioni (fdp, TI) und Rolf Büttiker (fdp, SO)). Im Kanton Zürich konnte Monika
Weber (ldu) ihr Resultat von 1987 noch verbessern und plazierte sich mit über 195'000
Stimmen zum zweiten Mal an erster Stelle, währenddem es dem SP-Kandidaten Elmar
Ledergerber nicht gelang, Werner Vetterli (svp) trotz dessen relativ niedriger
Stimmenzahl vom dritten Platz zu verdrängen. In Bern verfehlte die auf Arthur
Hänsenberger nachfolgende Kandidatin der FDP, Christine Beerli, das absolute Mehr
um 2000 Stimmen und trat im zweiten Wahlgang mit Erfolg gegen Leni Robert (gp) an.
Überraschend war die Abwahl des CVP-Vertreters Xaver Reichmuth (seit 1983) in
Schwyz. Die übrigen nicht Wiedergewählten waren Yvette Jaggi (sp, VD) und die beiden
Tessiner Camillo Jelmini (cvp), der seinen Sitz an die Lega verlor, sowie Franco Masoni
(fdp). Der Frauenanteil verschlechterte sich mit nur noch vier Gewählten auf 8,7% (1987:
10,9%). 6

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ständeratsersatzwahlen

Die in fünf Kantonen durchgeführten Erneuerungswahlen für den Ständerat brachten
keine Veränderung der parteipolitischen Zusammensetzung der kleinen Kammer. In
Glarus, Graubünden und Nidwalden wurden die bisherigen Amtsinhaber oppositionslos
für weitere vier Jahre bestätigt. 

Umstritten war dagegen die Nachfolge des Obwaldner Ständerates Willy Hophan (cvp),
der infolge einer Affäre (der Obwaldner Steuerverwaltung wurden von den eidg.
Steuerbehörden mangelhafte Einschätzungsverfahren sowie ungesetzliche
Steuervergünstigungen vorgeworfen, welche zu Steuerausfällen von gegen 22 Mio Fr.
führten und den Bund zu aufsichtsrechtlichen Massnahmen veranlassten) um die ihm
als Finanzdirektor unterstellte kantonale Steuerverwaltung auf eine erneute Kandidatur
verzichtete. Mit ihrem Parteipräsidenten Niklaus Küchler konnte die CVP-Obwalden das
Ständeratsmandat zwar halten, doch unterlag der freisinnige Kampfkandidat an der

WAHLEN
DATUM: 16.03.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Landsgemeinde nur sehr knapp. 

Im Kanton Zug vermochte der Angriff von SP und Sozialistisch-Grüner Alternative auf
die bürgerliche Vertretung im Ständerat das Wahlgeschehen zu beleben, hatte aber
keinen Erfolg: Die Nachfolge des zurückgetretenen Othmar Andermatt (fdp) trat der
freisinnige Regierungsrat Andreas Iten an; Markus Kündig (cvp) wurde in seinem Amt
bestätigt.

Als neuer Vertreter des Kantons Jura zog Michel Flückiger (fdp) in den Ständerat; er
rückte für seinen in die Kantonsregierung gewählten Parteikollegen Gaston Brahier
nach. 

Personelle Veränderungen ergaben sich auch im Nationalrat. Paul Rechsteiner (sp, SG)
und Lukas Fierz (gp, BE) ersetzten Hans Rohrer (sp, SG) bzw. Leni Robert (gp, BE), die
nach ihrer Wahl in die Kantonsregierung ihr NR-Mandat zur Verfügung stellten. Für den
verstorbenen Hans Frei (cvp, TG) rückte Margrit Camenzind als erste Thurgauerin in den
NR nach. Der in den BR gewählte Flavio Cotti wurde durch Giovanni Baggi (cvp, TI)
ersetzt. Im Kanton Al, der seinen einzigen NR nach dem Majorzsystem bestellt, musste
dagegen eine Ersatzwahl für den neu in den BR gewählten Arnold Koller (cvp)
durchgeführt werden. In einer Kampfwahl wurde der von der «Gruppe für
Innerrhoden» aufgestellte Rolf Engler gewählt, der sich der CVP-Fraktion anschloss. 7

Der in die jurassische Regierung gewählte Jean-François Roth (cvp) musste seinen Sitz
im Ständerat aufgrund kantonaler Bestimmungen aufgeben. Ständerat Michel Flückiger
(fdp) trat zurück. Da der Jura - als einziger Kanton - den Ständerat im Proporzverfahren
wählt, rutschten die Zweitplazierten nach: Roth wurde durch die Christlichdemokratin
Marie-Madeleine Prongué ersetzt, die damit die fünfte Ständerätin wurde. Den Sitz von
Michel Flückiger übernahm Nicolas Carnat (fdp). 8

WAHLEN
DATUM: 18.12.1994
EVA MÜLLER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Si le débat fut plus succinct au Conseil des Etats, la plupart des orateurs critiquèrent la
distance marquée par le rapport face à la CE. Pour le sénateur Flückiger (prd, JU), il a un
goût d'inachevé et il lui manque un objectif final. Selon Camillo Jelmini (pdc, TI), on
semble mettre plus d'énergie dans la description des obstacles à l'adhésion que dans
l'adaptation de nos institutions aux exigences minimales de l'intégration. La conseillère
aux Etats Jaggi (ps, VD) estima, quant à elle, que ce rapport comportait trois lacunes: les
mouvements de coopération transfrontière, les conditions des Suisses de l'étranger et
les consommateurs. Néanmoins, la grande majorité des membres de la chambre des
cantons approuva la voie choisie par le gouvernement. Selon Jean-Pascal Delamuraz, il y
a convergence entre le Conseil fédéral et les Chambres sur trois principes: l'ouverture
de la Suisse, sa cohérence et le combat contre les «particularismes helvétiques»
inutiles. 
Transmis par le Conseil des Etats, le postulat (Po. 88.859) du sénateur Onken (ps, TG)
demanda, quant à lui, des mesures concrètes d'engagement de la Suisse dans la
construction européenne. 9

POSTULAT
DATUM: 25.06.1989
BRIGITTE CARETTI

Landesverteidigung
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Ausrüstung und Beschaffung

Face aux sommes que représente cet achat et à la contestation populaire que cela a
engendré, l'opposition, ou pour le moins la perplexité, vis-à-vis de l'acquisition du F/A-
18 s'est répandue jusque dans les Chambres. D'ailleurs, traduisant bien l'intérêt qu'a
suscité ce sujet contesté, les débats au Conseil des Etats ont été retransmis en direct à
la télévision, ce qui a constitué une première (Le taux d'écoute fut cependant très
faible). Les délibérations furent cependant sans surprise; les partis bourgeois, suivant la
proposition de la commission, défendirent l'achat des F/A-18 alors que les socialistes
et les indépendants se prononcèrent contre. Toutefois, quelques élus de droite se
montrèrent hésitants et certains s'opposèrent même à l'acquisition du nouvel avion de
combat. Malgré tout, après avoir repoussé des propositions de non-entrée en matière
de Plattner (ps, BS), Morniroli (Lega, TI) et Salvioni (prd, TI), la petite chambre a
facilement accepté le projet du Conseil fédéral. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Wettbewerbsfähigkeit

Beide Ratskammern berieten und verabschiedeten die Gesetzesrevision noch in der
Herbstsession. Die SP und die GP erklärten sich angesichts der drohenden Löcher in
der Bundeskasse grundsätzlich nicht bereit, einem Abbau der Finanzmarktsteuern ohne
vollständige Kompensation durch neue Einnahmen zuzustimmen. Gegen ihre
Opposition setzten sich aber sämtliche Anträge der Kommissionsmehrheit durch. In der
Detailberatung fand ebenfalls ein von der SP, der GP und einem Teil des LdU
unterstützter Antrag des Freisinnigen Salvioni (TI) keine Gnade, die Reform erst nach
der Verabschiedung von Massnahmen zur vollständigen Kompensation der erwarteten
Einnahmenausfälle in Kraft treten zu lassen. Nachdem sich der Ständerat den
Beschlüssen der Volkskammer angeschlossen hatte, hiess das Parlament die Revision in
den Schlussabstimmungen mit 105:54 resp. 28:4 Stimmen gut. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.11.1991
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Bereits in der Herbstsession stimmte der Nationalrat der Vorlage zu. Dabei setzte sich
die bürgerliche Mehrheit gegen die SP und die GP durch, welche angesichts der
drohenden Löcher in der Bundeskasse grundsätzlich nicht bereit waren, einem Abbau
der Finanzmarktsteuern ohne vollständige Kompensationen durch neue Einnahmen
zuzustimmen. Kurz darauf verabschiedete auch der Ständerat die Revision mit 24 zu 4
Stimmen, ohne eine Kompensation der Ausfälle zuzulassen. Ein von der SP, der GP und
einem Teil des LdU unterstützter Antrag Salvioni (fdp, TI), das Inkrafttreten
aufzuschieben, bis neue Einnahmen gefunden seien, hatte keine Chance. Daraufhin
beschloss der Parteivorstand der SP, gemeinsam mit dem Schweizerischen
Gewerkschaftsbund das Referendum gegen diesen Abbau der Stempelsteuern zu
ergreifen. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Kernenergie

Le Conseil national a transmis le postulat Fischer (prd, AG) (Po. 92.358) qui prie le
Conseil fédéral, dans le cadre de l'aide aux pays d'Europe centrale et orientale, de
contribuer à la modernisation des centrales nucléaires, et notamment d'examiner la
possibilité de participation d'experts suisses à ces travaux. En réponse à une
interpellation Flückiger (prd, JU) (Ip  91.3382) au sujet de l'état des installations
nucléaires dans les pays d'Europe de l'Est et sur la position du gouvernement à l'égard
de ces menaces, le chef du DFTCE a reconnu l'insuffisance des actions menées par les
organismes internationaux et les pays ouest-européens. Il a également déclaré que
plusieurs délégations d'experts – russes, hongrois et tchèques – s'étaient rendues en
Suisse et avaient pu être informées sur les systèmes de sécurité des centrales
helvétiques. 13

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
ANDRÉ MACH

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Mit einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 85.236) unterbreitete Ständerat Cavelty
(cvp, GR) eine nicht nur verkehrstechnisch, sondern auch politisch gezielte
Verständigungslösung: das «Alpen-Y», das die Vorteile der beiden umstrittenen
Varianten in einem einzigen, billigeren Projekt vereinen soll. Dieser Y-Tunnel würde im
Süden oberhalb Biasca im Bleniotal beginnen und sich südlich von Disentis in zwei Aste,
einen westlichen nach Amsteg (UR) und einen östlichen nach Trun (GR), aufteilen.
Zwischen Amsteg und Erstfeld würde an die bestehende Gotthardbahn, in Trun an eine
neu zu erstellende Normalspurstrecke Disentis–Chur angeschlossen. Während die an
der Gotthardstrecke liegenden Kantone diesen Vorschlag mindestens für prüfenswert
hielten, zeigten sich die Ostschweizer ablehnend und kritisierten insbesondere, dass
mit der Y-Variante der gesamte Nord-Süd-Verkehr nach Biasca geführt und sich in den
Raum Bellinzona–Chiasso–Mailand ergiessen würde. Die Anhänger der Splügenbahn
wiesen daher einmal mehr auf die Vorteile einer Linienführung über Chur nach
Chiavenna–Mailand hin, welche auch von Vorarlberg und der Lombardei bevorzugt wird
(Siehe auch Po. 85.518). Nachdem die vier Bundesratsparteien in ihrem gemeinsamen
Aktionsprogramm zur Förderung des öffentlichen Verkehrs (siehe auch Mo. 84.551) für
die stärkere Verlagerung des Nord-Süd-Transit-Schwerverkehrs auf die Schiene plädiert
und auf einen möglichst raschen Linienentscheid bezüglich einer neuen Eisenbahn-
Alpentransversale gedrängt hatten (siehe auch Mo. 85.592), fand auch im Nationalrat
ein Meinungsumschwung statt, wobei vor allem verkehrspolitische und ökologische
Argumente ausschlaggebend waren: Gegen den Willen des Bundesrates überwiesen die
Volksvertreter in ihrer Dezembersession mit 107 zu 32 Stimmen eine Motion (Mo.
84.452) des Tessiner Freisinnigen Salvioni, die das Vorantreiben der Planungsarbeiten
und – in einem nur als Postulat überwiesenen Teil – einen beschleunigten Baubeginn
der neuen Alpendurchquerung verlangte. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.12.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Die im Zusammenhang mit dem Konzept «Bahn 2000» wieder aufgeworfene Frage
einer neuen Eisenbahn-Alpentransversale beschäftigte Parlament und Öffentlichkeit im
Berichtsjahr weiter. Nicht zuletzt auch im Hinblick auf die Schnellbahnvorhaben
Deutschlands und Italiens und die damit verbundene Gefahr einer Umfahrung der
Schweiz, sofern diese weiter als «Bremsklotz» im internationalen Nord-Süd-Verkehr
wirke, war man sich einig über die Dringlichkeit eines Schweizer Alpenbahnprojekts. Mit
einer auch von der kleinen Kammer gutgeheissenen Motion des Tessiner Nationalrats
Salvioni (fdp) (Mo.  84.452) wurde die Landesregierung aufgerufen, die Verhandlungen
für die notwendige Koordination und die Finanzierung auf europäischer Ebene in die
Wege zu leiten und die Frage des Nord-Süd-Transits auf der Schiene als vorrangige
Aufgabe der Aussenpolitik zu behandeln. Eine vom Nationalrat als Postulat überwiesene
Motion Schmidhalter (cvp, VS) (  Mo. 86.597) forderte den Bundesrat ebenfalls auf, den
Linienführungsentscheid für eine neue Alpenbahntransversale voranzutreiben und
zwar auf der Grundlage eines zusammen mit den Nachbarländern zu entwerfenden
Konzepts «Eurorail 2000». Die Transportminister Deutschlands, Österreichs, Italiens
und der Schweiz setzten einen gemeinsamen Ausschuss ein, der Vorstellungen über die
Zukunft der Alpenbahnen und allfälliger neuer Basistunnels bis Ende 1987 ausarbeiten
soll. Auch der Europarat unterstützte zur Verlagerung des Gütertransitverkehrs von der
Strasse auf die Schiene den Bau neuer Alpenbahntransversalen. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.12.1986
KATRIN HOLENSTEIN
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Le Conseil des Etats a transmis le postulat Flückiger (prd, JU) demandant au
gouvernement de mener une étude sur l'intégration du réseau ferroviaire suisse au
réseau à grande vitesse de la CE; en effet, en 1990, la CE avait adopté un plan pour un
réseau ferroviaire européen à grande vitesse qui prévoit, outre la construction de
certaines infrastructures, quelques uniformisations, en particulier pour les techniques
de sécurité. 16

POSTULAT
DATUM: 05.03.1991
SERGE TERRIBILINI

Les résultats d'une étude de faisabilité concernant Swissmétro ont été présentés.
Swissmétro consiste en des tunnels de 4,5 mètres de large à 40 mètre sous terre, dans
lesquels des rames en sustentation magnétique pourraient transporter 850 passagers à
une vitesse de 500 km/h. Il ressort de cette étude que le projet serait réalisable
rapidement (15 ans), aurait de faibles coûts d'exploitation, connaîtrait peu d'usure de
matériel, aurait une sécurité élevée, serait un mode de transport écologique et serait
économiquement avantageux pour la Suisse. Le coût du tronçon Genève-Saint-Gall a
été estimé à CHF 11 milliards, celui du réseau complet (Bâle-Bellinzone en plus) à CHF
25 milliards. Une société anonyme, sous la présidence du conseiller aux Etats Salvioni
(prd, TI) a été créée dans le but de développer cette technologie et d'obtenir une
concession. (Voir aussi ici.) 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mehrere Vorstösse befassten sich mit längerfristigen Massnahmen im
Hypothekarbereich. Als Postulate wurden auf Antrag des Bundesrates überwiesen: die
Motion Reimann (sp, BE) (Mo  90.778) für eine langfristige und damit stabilere
Finanzierung von Hypotheken (z.B. über Obligationen), die thematisch ähnlich
gerichteten Vorstösse Jaegers (ldu, SG) (Po 90.789) hinsichtlich der
Wohnbaufinanzierung über handelbare, grundpfandrechtlich gesicherte Wertpapiere
mit festem Zinssatz sowie Schüles (fdp, SH) (Mo 90.864) zur Schaffung gesetzlicher
Grundlagen zur Errichtung eines Marktes für Hypothekaranlagen, die Motion Meizoz (sp,
VD) (Mo 90.762) für eine Abkoppelung der Mietzinsen von den Hypothekarzinsen sowie
ein Postulat Salvioni (fdp, TI) (Po  90.761). 18

MOTION
DATUM: 21.03.1991
DIRK STROHMANN

Bodenrecht

Als erster stimmte der Nationalrat zu Beginn der Wintersession dem Vorschlag des
Bundesrats zu.Der Antrag auf völlige Aufhebung der Sperrfrist scheiterte, freilich nur
knapp, mit 99 gegen 90 Stimmen. Genau dafür sprach sich jedoch unterdessen der
Ständerat – auf Antrag seiner Kommission – aus, indem er den betreffenden
Bundesbeschluss deutlich mit 27 gegen elf Stimmen aufhob. Das Gesuch auf
Abschaffung auch des Beschlusses über die Pfandbelastungsgrenze wurde nach einer
engagierten Intervention Bundesrat Kollers zwar wieder zurückgezogen, doch kündigte
der Antragsteller Salvioni (fdp, TI) die Einreichung einer entsprechenden Motion an. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1991
DIRK STROHMANN

Umweltschutz

Gewässerschutz

Dans le cadre des mesures d'assainissement des finances fédérales, les Chambres ont
adopté le projet du gouvernement de supprimer les subventions fédérales pour la
construction de stations d'épuration, tout en maintenant l'obligation de réaliser les
installations encore manquantes. A l'appui de cette décision fut notamment invoquée
l'application du principe du pollueur-payeur. Au Conseil des Etats, cela provoqua les
protestations de M. Flückiger (prd, JU) qui déclara que cela défavorisait les régions
périphériques non encore équipées. A ce sujet, La petite chambre a transmis une
motion de sa commission des finances prévoyant que les zones rurales peu peuplées ne
soient pas tenues de se raccorder à une station d'épuration, eu égard aux frais
disproportionnés que cela pourrait entraîner pour elles. Le Conseil national a
également transmis ce texte ainsi qu'une motion Schnider (pdc, LU) de même teneur.
Le Conseil fédéral a cependant considéré que ces textes pouvaient être considérés
sans objet, assurant que la loi prévoyait déjà des exceptions pour les zones
périphériques et qu'il était du ressort des cantons d'interpréter cette disposition de

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.1994
SERGE TERRIBILINI
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façon satisfaisante pour ces régions. 20

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Vom Ständerat wurde bedeutend mehr Widerstand erwartet, da hier die Opposition
der Kantone, die eine Verlagerung der Kosten zu ihren Ungunsten befürchteten, mehr
ins Gewicht fallen würde. Und tatsächlich fiel das Verdikt der kleinen Kammer eindeutig
aus. Während sie den Massnahmen gegen die Entsolidarisierung und den
Bundessubventionen deutlich zustimmte, lehnte sie die Plafonierung der Preise, Tarife
und Prämien ebenso klar ab. Die Plafonierung wurde mit 35:6 Stimmen abgelehnt: dafür
stimmten nur Onken (TG) und Piller (FR) von der SP, Delalay (VS) und Roth (JU) von der
CVP sowie Salvioni (TI) und Flückiger (JU) von der FDP. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1991
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Der Ständerat nahm eine 1993 vom Nationalrat teilweise überwiesene Motion Comby
(fdp, VS) an, welche verlangt, dass die Weisungen über die Vertretung der sprachlichen
Minderheiten in der Bundesverwaltung von 1983 näher auszuführen, zu ergänzen und
für verbindlich zu erklären seien. Da die Forderungen teilweise in den
Zuständigkeitsbereich des Bundesrates eingreifen, wurden zwei Motionen Salvioni (fdp,
TI), die eine gerechtere Vertretung der lateinischen Sprachgruppen in der allgemeinen
Bundesverwaltung sowie eine bessere Berücksichtigung dieser Sprachregionen bei der
Vergabe von Bundesaufträgen forderten, lediglich als Empfehlungen verabschiedet. 22

MOTION
DATUM: 21.09.1994
MARIANNE BENTELI

Medien

Presse

Aus wirtschaftlich-strategischen Gründen rückten das "Aargauer Tagblatt", das
"Zofinger Tagblatt" sowie das "Oltner Tagblatt" näher zusammen und beschlossen, auf
Anfang 1994 als "Mittelland-Zeitung" im überregionalen Bereich und im Inseratesektor
eng zusammenzuarbeiten. Innerhalb der Dreier-Gruppe erhält das Aargauer Tagblatt die
stärkste Stellung, da es in Zukunft den Mantel resp. den überregionalen Teil mit den
Rubriken Inland, Ausland, Wirtschaft und Sport produzieren wird. Die Synergieeffekte
sollen den drei Tageszeitungen, welche in Zukunft immer noch unter dem eigenen
Namen auftreten, zusammen aber eine Auflage von rund 100 000 Exemplaren erreichen
wollen, dazu verhelfen, langfristig die Eigenständigkeit zu sichern.

Unter argen Druck geriet erneut die rot-grüne Presse; die zürcherische "DAZ" und die
"Berner Tagwacht" konnten zwar genügend Neuabonnenten finden, um das Uberleben
zu sichern. Die "Solothurner AZ", welche schon 1991 vom bürgerlichen Verlagshaus
Dietschi übernommen worden war, überlebte jedoch nicht. Die im Mai lancierte
sozialdemokratische Wochenzeitung der Romandie, "Jet d'Encre", musste schon im
Dezember aus finanziellen Gründen wieder eingestellt werden.

Als Antwort auf die Mehrheitsbeteiligung Ringiers beim Berner "Bund" und die dadurch
entstandene Konkurrenzsituation unter Publicitaspartnern auf dem Inseratemarkt Bern
ergaben sich bei den Inseratekombis diverse Verschiebungen. Der bisherige
Inseratepool "Swiss Combi" (TA, BZ, LNN, La Suisse) wurde durch den neuen
Inserateverbund "Swiss Pool" (BaZ, LZ, SGT, 24 Heures, TG, TA, BZ) ersetzt, welcher
Anzeigen in einer Gesamtauflage von 820 000 Exemplaren ermöglicht und eine
Leserschaft von über 2 Mio erreicht. Zusätzlich entstand im westlichen Mittelland ein
Kleinverbund zwischen "Berner Zeitung", "Solothurner Zeitung" und "Bieler Tagblatt"
namens "Presse 99", der an den "Swiss Pool" angedockt werden kann. Ringier kündigte
daraufhin als Gegenmassnahme für 1994 einen eigenen Inserateverbund unter dem
Namen "Ringier Media Tools" an. Ebenso antworteten diverse Tageszeitungen der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Romandie (L'Express, L'Impartial, Le Nouvelliste, La Liberté, Le Quotidien jurassien, Le
Journal du Jura) mit der Gründung des "Romandie Combi" auf die neue
Herausforderung.

Bei der 1992 neu gegründeten, aus der Fusion des "Eco di Locarno" und "Il Dovere"
entstandenen Tageszeitung "La Regione" hatte die Berichterstattung über den
Mailänder Schmiergeldskandal sowie eine Stellungnahme Ständerat Salvionis (fdp, TI) zur
Stempelsteuer direkte Drohungen aus Bankenkreisen zur Folge; der verantwortliche
Redaktor wurde fristlos entlassen. Schon ein Jahr nach der Fusion "Politica nuova-
Libera Stampa" musste die einzige linke Tessiner Tageszeitung "Nuova libera Stampa"
ihr Erscheinen aus wirtschaftlichen Gründen wieder einstellen. Eine neue Konkurrenz
erhielten die bestehenden Tessiner Presseerzeugnisse durch die von Lega-Nationalrat
Maspoli lancierte Tageszeitung "L'altra notizia", die in einer Auflage von 35 000
Exemplaren gedruckt wird.

Die Curti Medien AG haben sich mit der National-Zeitung und Basler Nachrichten AG —
Herausgeberin der Basler Zeitung — zur drittgrössten Mediengruppe der Schweiz
zusammengeschlossen. Das Projekt für eine zweite Tageszeitung der Region Basel mit
dem Titel "Neue Zeitung (NeZ)" — geplant war die Herausgabe der neuen Zeitung ab
April in einer Auflage von 15 000 — kam mangels ausreichenden Kapitals nicht
zustande.

Auf dem hart umkämpften Pressemarkt Genf musste das Journal de Genève im
technischen Bereich Entlassungen vornehmen, um gegen seine Konkurrenten weiter
bestehen zu können. Mit ernsthaften Schwierigkeiten sah sich auch die "La Suisse"
konfrontiert. Bis Ende des Berichtsjahres konnte noch keine Lösung zur langfristigen
Sanierung der Gesellschaft gefunden werden.

Wie in der Innerschweiz ein Jahr zuvor, haben auch im Kanton Jura die zwei
parteipolitisch gefärbten Regionalblätter, der seit 116 Jahren erscheinende freisinnige
"Démocrate" und das 120 Jahre alte christlichdemokratische "Le Pays", fusioniert, um
ab Juni des Berichtsjahres in neuer Aufmachung als "Quotidien jurassien" in einer
Anfangsauflage von 35 000 (spätere Normalauflage soll ca. 26 000 sein) zu
erscheinen. 23
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